Betreff: Hilfsmittelreform: Versorgung stärken, Betriebe entlasten!

Sehr geehrte Frau/Herr NAME,

die Sanitätshäuser, Gesundheitsbetriebe und orthopädischen Werkstätten in Deutschland sichern für Millionen Patientinnen und Patienten eine hochwertige und individuelle Hilfsmittelversorgung. Damit ermöglichen wir die gesellschaftliche Teilhabe für Menschen mit Behinderung, eine erfolgreiche Krankenbehandlung und entlasten Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen. 

Als Geschäftsführer/in / Inhaber/in eines Sanitätshauses beobachten ich und meine Beschäftigten die aktuelle Entwicklung unserer Branche und die momentane politische Diskussion um Reformen jedoch mit großer Sorge. Die derzeitige wirtschaftliche Krise trifft auch unsere Branche hart und führt zu Leistungseinschränkungen, Geschäftsaufgaben und damit letztlich zu einer Gefährdung der Versorgung in unserem Land.

Zugleich wird der Hilfsmittelbereich von einer immer absurderen Bürokratielast – maßgeblich vorangetrieben durch die Krankenkassen – erdrückt. Ein Wirrwarr an Einzelverträgen mit den Kostenträger gepaart mit immer absurderen Dokumentations- und Prüfpflichten frisst die Arbeitszeit in den Betrieben auf, ohne, dass ein Mehrwert für die Patientinnen und Patienten entstünde. Zugleich erleben wir, wie die immer weiterwachsenden Verwaltungsapparate der Krankenkassen unseren Betrieben dringend benötigte Fachkräfte entziehen, während eine angemessene Vergütung der Lohnsteigerungen im Hilfsmittelbereich durch die Kassen in den Vertragsverhandlungen umgekehrt immer wieder abgelehnt wird. 

Vor diesem Hintergrund ist es in meinen Augen ein Skandal, dass derzeit im Rahmen der Koalitionsverhandlungen von Seiten der Krankenkassen massiv für eine Rückkehr zu Ausschreibungen in der Hilfsmittelversorgung geworben und dieses Thema auch offenbar politisch ernsthaft diskutiert wird. Ein Instrument, dass in der Vergangenheit nicht nur keine Kosten gespart, sondern auch zu katastrophalen Auswirkungen auf die Versorgungsqualität geführt hat. Aus gutem Grund wurden Ausschreibungen daher 2019 vom Gesetzgeber abgeschafft, um die Versorgungsqualität nicht weiter zu gefährden. 

Statt über gescheiterte Instrumente wie Ausschreibungen und Open-House-Verträge zu debattieren, müssen endlich die Bürokratie- und Verwaltungskosten bei Krankenkassen und Leistungserbringer gesenkt werden. Hierzu bedarf es einer Vereinheitlichung und Vereinfachung der Abrechnungsverfahren, der Prüf- und Dokumentationspflichten sowie der Anforderungen bei der Digitalisierung. Mit dem Vorschlag der Einführung von administrativen Rahmenverträgen in der Hilfsmittelversorgung wurde in meinen Augen durch unsere Fachverbände ein sinnvoller Reformvorschlag vorgelegt, der zu einer radikalen bürokratischen und damit auch finanziellen Entlastung auf Seiten der Kostenträger und Leistungserbringer führen würde. 

Auch ein einheitlicher niedriger Mehrwertsteuersatz auf Hilfsmittel würde die Krankenkassen sowie die Patientinnen und Patienten finanziell entlasten und die Sanitätshäuser von unnötiger Bürokratie befreien. 

Ich und meine Beschäftigten appellieren daher an Sie: lehnen Sie eine Rückkehr zu Ausschreibungen in der Hilfsmittelversorgung ab! Setzen Sie sich für eine nachhaltige Entlastung durch Entbürokratisierung und administrative Rahmenverträge ein!

Weitere Informationen zu den Reformvorschlägen finden Sie zum Beispiel hier unter: https://wirversorgendeutschland.de/unsere-forderungen/.

Gerne stehe ich Ihnen für ein Gespräch zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen


